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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 2 U 230/06 B 

 

 

 
....................................................................................................................................................., 
 
 

Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte:   ............................................................................., 

 
 

 
 

g e g e n 
 
 
Verwaltungs-Berufsgenossenschaft, 
Deelbögenkamp 4, 22297 Hamburg, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 

 

 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 26. September 2006 durch den 

Vorsitzenden Richter   S t e e g e   sowie die Richter   K r u s c h i n s k y 

und   Dr.  B e c k e r 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 30. Mai 2006 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 

 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 2 - 

 
- 3 - 

G r ü n d e : 

 

Die gegen die Nichtzulassung der Revision im angefochtenen Urteil des Landessozialgerichts 

(LSG) gerichtete, auf den Zulassungsgrund des Verfahrensmangels gestützte Beschwerde ist 

unzulässig. Die dazu gegebene Begründung entspricht nicht der in § 160 Abs 2 und § 160a 

Abs 2 Satz 3 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) festgelegten Form. Nach der ständigen Recht-

sprechung des Bundessozialgerichts (BSG) erfordern diese Vorschriften, dass der Zulassungs-

grund schlüssig dargetan wird (BSG SozR 1500 § 160a Nr 34, 47 und 58; vgl hierzu auch Kras-

ney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 4. Aufl, 2005, IX, RdNr 177 und 

179 mwN). Daran mangelt es hier. 

 

Nach § 160 Abs 2 Nr 3 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn ein Verfahrensmangel gel-

tend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann; der geltend ge-

machte Verfahrensmangel kann nicht auf eine Verletzung der §§ 109 (Anhörung eines be-

stimmten Arztes) und 128 Abs 1 Satz 1 SGG (freie richterliche Beweiswürdigung) und auf eine 

Verletzung des § 103 SGG (Aufklärung des Sachverhalts von Amts wegen) nur gestützt 

werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende 

Begründung nicht gefolgt ist.  

 

Die Klägerin rügt als Verletzung des § 103 SGG, dass das LSG ihrem in verschiedenen Schrift-

sätzen, zuletzt unter dem 1. Februar 2006, gestellten "Antrag auf Beweiserhebung" nicht gefolgt 

sei. Es steht dahin, ob der so bezeichnete Antrag auf Beweiserhebung ein prozessordnungsge-

rechter Beweisantrag gewesen ist. Nach dem Sinn und Zweck des § 160 Abs 2 Nr 3 SGG ist 

das Übergehen eines Beweisantrags nur dann ein Verfahrensmangel, wenn das LSG vor 

seiner Entscheidung darauf hingewiesen wurde, dass der Beteiligte die Amtsermittlungspflicht 

des Gerichts (§ 103 SGG) noch nicht als erfüllt ansieht (vgl ua BSG SozR 1500 § 160 Nr 67; 

SozR 3-1500 § 160 Nr 9, 20, 31 sowie Bundesverfassungsgericht SozR 3-1500 § 160 Nr 6; 

Krasney/Udsching, aaO, IX, RdNr 130). Dem Beweisantrag soll eine Warnfunktion zukommen, 

die er nicht erfüllt, wenn er zwar in einem früheren Verfahrensstadium schriftsätzlich gestellt 

wurde, im Entscheidungszeitpunkt selbst aber nicht mehr erkennbar weiterverfolgt wird. Das 

Übergehen eines Beweisantrags liegt daher zumindest bei rechtskundig vertretenen Beteiligten 

nur vor, wenn der Beweisantrag in der abschließenden mündlichen Verhandlung oder bei einer 

Entscheidung ohne mündliche Verhandlung schriftsätzlich zu einem Zeitpunkt gestellt bzw 

wiederholt wurde, in dem feststand, dass das LSG von sich aus keine Ermittlungen mehr 

durchführen würde.  

 

Als weiteren Verfahrensmangel rügt die Klägerin eine Verletzung des § 106 SGG, weil der Vor-

sitzende des erkennenden Senats ausdrücklich hätte darauf hinweisen müssen, dass im Hin-

blick auf § 103 SGG "ggf. präzisere Anträge gestellt werden müssen". Dieses Vorbringen führt 

schon deshalb nicht zur Zulassung der Revision, weil die Klägerin im Kern mit der behaupteten 
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Verletzung des § 106 SGG die Verletzung des § 103 SGG rügt, die sie indessen nicht schlüssig 

dargestellt hat.  

 

Soweit die Klägerin weiter unter Bezugnahme auf ihr bisheriges Vorbringen eine Verletzung 

ihres Rechts auf rechtliches Gehör rügt, hat sie diese Rechtsverletzung schon im Ansatz nicht 

dargestellt. Es ist auch nicht ersichtlich, dass das LSG seine Entscheidung auf Rechtsauf-

fassungen, Tatsachen oder Beweisergebnisse gestützt hat, zu denen sich die Klägerin nicht 

hätte äußern können, oder dass das LSG Vorbringen der Klägerin nicht in seine Erwägungen 

mit einbezogen hätte. 

 

Soweit die Klägerin schließlich ausdrücklich die Verletzung des § 103 Abs 3 Nr 4 und 5 SGG 

rügt, weil das LSG "hinsichtlich der streitigen medizinischen Fragen die Gutachter der vorge-

legten Gutachten als Zeugen hätte vernehmen müssen", macht die Klägerin im Kern erneut die 

Verletzung der Sachaufklärungspflicht durch das LSG geltend. Auch dies kann nicht zur Zulas-

sung der Revision führen.  

 

Die Beschwerde ist daher als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 2 Halbs 2 iVm § 169 

SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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